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Stenographischer Bericht 
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über die am Freitag, den 22. Mai 1931 im Neuen 
Sitzungssaal des Rathauses der Stadt Saarbrücken 
stattgefundene Sitzung des landesrates. 


Vorsitzender ni Meine Herren! Ich eröffne die Sitzung (9 Uhr 
30 Minuten). 


Die Resieruneskommission i vertreten durch Herrn; 





Ministerialdirektor Kuchenbecker, als Staatskommissar 


OÖberregierungs-u.Veterinärrat Dr. Schüller, als Vertreter 
es Regierungskommissars für die An- 
gelegenheiten der Landwirtschaft. 


Von den Nitgliedern fehlen entschuldigt die Herren: 


Kiefer (Z)-Saarbrücken; Dr.Dr. Röchling (DSV)-Völklingen; 
Weiß eo -Farrprücker ” u. 


Die 
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Tagesordnung 
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liegt Ihnen vor; sie lautet: 


Begutachtung der Verordnungsentwürfe betreffend: 
1) Aufwertung von Sparkassenguthaben,; 


2) Abänderung des Biersteuergesetzes; 


W PWoZ 


3) Verbot der Ausfuhr von Pferden,Rindern, Schafen, 
iegen, Schweinen und Geflügelarten, die über 
die Zollgrenze in das Saargebiet eingeführt. 
wurden, und betreffend das Schlachten von Vieh 
zur Ausfuhr des Fleisches; 


Or 


4) Schonzeiten des Wildes; 


5) Abände rung des 0 vom 
3. Juni 1908 (G.8.5.149). 
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Me r 
Vorsitzender: Meine Herren! Zu Punkt 1 der Tagesordnung betr.: 


Aufwertung von Sparkassenguthaben 


(u — | we wm nn m u m Te nn rn ee en m TE Te Tr 


ist vorgeschlagen, die Vorlage nochmals in die Kommission | 
zu verweisen und zwar aus folgenden Gründen: 

Die Kommission hat sich in verschiedenen Sitzungen 
mit_ der Vorlage befaßt, unü es stand zu erwarten, daß die 
Vorlage heute verabschiedet werden könnte. Nun ist den Mit- 
gliedern des Hauses Materisl in erheblichem und von nicht 
unwesentlicher Bedeutung zugegangen und zwar erst in den 
letzten Stunden. Die Farteien stehen durchweg auf dem 
Standpunkt,bevor die Vorlage endgültig verabschiedet wird, 
auch diesem Material noch näher zu treten. Die Fraktions- 
führerbesprechung ist infolgedessen zu dem Ergebnis gekom- 
men, die Vorlage von der heutigen Tagesordnung abzusetzen. 
Ich setze deshalb die Vorlage von der neutigen Tagesord- 
nung ab und verweise sie in eine Kommissionssitzung, die 
am nächsten Donnerstag stattfindet. 





(Ein Zuhörer versucht von der Tribüne aus zu 

sprechen, indem er beginnt „Meine Herren, ich | 

bitte um einen Augenblick Beachtung") 
- Glocke des Vorsitzenden - 


Vorsitzender: (zur Tribüne gewandt:) Zurufe und Ansprachen von der 


ribüne aus kann ich nicht zulassen. Ich bitte Sie, dies 
zu beachten. 


Damit ist Punkt 1 der Tagesordnung erledigt. 
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Wir kommen nun zu Punkt 2 der Tagesoränung betr.: 





Abänderung des Biersteuergesetzes. 
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Ich erteile dem Berichterstatter, Herrn Abgeordneten Gärtner, 
das Wort! 


Abg. Gärtner(Z): Meine Herren! Die Kommission hat zur Änder des 
| jersteuergesetzes Stellung genommen und geglaubt, dem Ent- 
wurf zustimmen zu können. Sie hat es jedoch für notwendig 
GaSa Lian, darauf hinzuweisen, daß den Gemeinden wie auch 
er gesamten Bevölkerung damit nicht gedient sein kann,und 
erwartet, daß die Regierungskommission andere Maßnahmen 
trifft, um Mittel zu bekommen. Von dem Regierungsvertreter 
ist in der Kommission gesagt worden, es seien im vergange- 
Jahre nur 16 Gemeinden festgestellt worden, die über 160 % 
mlage erhoben hätten. Wenn wir feststellen müssen, daß 
BR nannte laufende Kredite von Gemeinden bis eine halbe 
Million dauernd in Anspruch genommen werden müssen, um 
balancieren zu können, dann ist es notwendig, - und die x 
mmission hat mit Necht darauf hingewiesen-, daß andere | 
Maßnahmen getroffen werden müssen, um Mittel bereit zu 
stellen, nicht aber auf dem Wege neuer Verbrauchssteuern. ' 


Or 9 PA 


| 
| 
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Vorsitzender: 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Hey! 


Abg. Hey (XP): Meine Herren! Wenn der Herr Vorredner der Zentruns- 
r 


aktıon dieser Verordnung das Wort redet und ihr seine Zu- 
Aepane gibt, können wir das ganz gut verstehen, denn in 
Wirklichkeit ist dies nichts anderes als die Fortsetzung 
der arbeiterfeindlichen Politik, die wir in Deutschland 
gegsmeärsie zu verzeichnen haben. Für uns als Kommunisten 
st die Biersteuer ein Mittel, mit dem die verpuntige Be- 
völkerung rücksichtslos ausgebeutet werden soll, und an die- 
ser tatsache ändert auch nichts, genn der Ring der Bier- 
brauereien hier erklärt in einem »chreiben an den Landesrat, 
daß die Bierpreise nicht erhöht werden und daß auch die 
Löhne der Brauereiarbeiter nicht gesenkt werden. Nir kön- 
nen 2.B. feststellen, daß in “eutschland, als im Jahre 1927 
die Biersteuer eingeführt wurde - dabei möchte ich noch 
vorausschicken, daß dies eine der letzten Taten der Hermann 
üller-Regierung war, die die Biersteuer um 75 % erhöhte - 
eine Erhö une von 2.-Nark Er” Hektoliter durchgeführt wurde 
und diese Erhöhung hat sich auf die Konsumenten in drei- 
facher Aroihung ausgewirkt. Es war eine Summe von 300 Mil- 
lionen vorgesehen und es ergab sich, daß eine Summe von 
llionen aus den Werktätigen DarWuBgepTeßt wurde, Ge- 
nau dasselbe wird auch hier im »aargebiet der Fall sein. 
Ich kann mir nicht denken, daß die Bierbrauereien eine 
Steuererhöhung tragen sollten, ohne daß sie es verstehen 
sollten, diese Steuererhöhung auf die Konsumenten oder die 
Wirte abzuwälzen. Wir sind der Auffassung, daß in Wirklich- 
keit diese Verordnung nichts anderes ist, als eine kalte 
Übernahme der Notverordnung, wie wir sie im Reich erlebt 
ben. Wir sind uns heute schon im klaren, daß man in al- 
lernächster Zeit im Saargebiet nicht nur die Erhöhung der 
Biersteuer, sondern auch die Erhöhung der Nineralwasser-und 
Tabeksteuer durchführen wird, wie dies bereits im Neich 
durch Einführung der Notverordnung geschehen ist. Also wir 
sind der Auffassung, daß diese Biersteuer eine ungeheure 
gelaatung für die werktätige Bevölkerung bedeutet. Wir sind 
die letzten, die den “emeinden nicht die Nittel bewilligen 
werden für ihre erhöhten Auslagen der ausgesteuerten Er- 


werbslosen und zur Beschäfti derselben, aber diese Bier- 


steuer ist in Wirklichkeit ein Palliativmittelchen, das 

den Finanzdalies der Gemeinden nicht beheben kamn. Wenn man 
schon Steuern erheben will, soll man Steuern erheben bei 
den Kreisen, die sie auch in Wirklichkeit tragen können. 
Uns ist vor kurzem der EuabalepIan. Für 1931 zugegangen, 

da steht für das Fünf-WMänner-Kollegium, der sogenannten 
BEE Punenkom! su10p ein Aufwand von 3.5 Millionen Franken. 
38 das nicht eine Provokation gegenüber der werktätigen 


völkerung, die heute in Hunger,Not und Elend dahinvege- 
tiert ? 


Vorsitzender: 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Hoffmann! 


Abg.Hoffmann (SP): Meine Herren! Die Sozialdemokratische Fraktion war 
leider in der letzten Kommissionssitzung nicht vertreten. 


(Zuruf von rechts: Wir auch nicht!) 


Ich hatte eine Dienstreise zu machen und wußte nichts davon, 
war also nicht äa, sodaß meine Partei in der Sitzung nicht 
vertreten war. | 
Die Sozialdemokratie vertritt die Meinung, daß die 
jetzige Notzeit nicht dazu angetan ist, neue Steuern zu be- 
schließen. Die lage an der Saar ist nach ihrer Meinung viel 
anders wie im Reich. Die großen Finanzschwierigkeiten, die | 
der Neichghaushalt aufweist, sind an der Saar nicht vorhanden, 
und wenn Schwierigkeiten eintreten sollten, dann müßte man an 
der Saar andere Nege beschreiten, um über diese Schwierig- 
keiten hinwegzukommen. Auf Grund dessen verneint die sozlal- 
demokratie die Erhöhung der Biersteuer auch ebenso wie sıe 
sich gegen jede Erhönung von Steuern wenden wird, ‚die die 
breiten Volfmenkon belasten. Wir vertreten die Meinung, 
daß man unbedingt mit den Preisen heruntergehen muß; auch 
die Bierpreise sind überspannt. Wenn die Brauereien jetzt 
aber die Erklärung abgeben, daß keine Bierpreiserhöhung 
eintreten soil und sie wollen selbst die last tragen, So 
ist das der Beweis dafür, daß sie bisher gut verdient haben. 
Aberdie Arbeiter klagen nicht nur alle darüber, daß sie den 
ungeheuren lohnabbau Sragen müssen, sondern auch darüber, 
daß sie die vielen Feierschichten zu erleben haben.Das ist 
eine Notwenrdiskeit, daß sich deren Lebenshaltung verbilligen 
muß, z.B. Lebensmittel, Kolonialwaren,Tarife für Zisenbahn 
und Streßenbahn, Gas, Eletrizität und alles was drum und 
dran hängt, damıt dıe Kaufkraft der eg Lohnarbei- 
ter wieder etwas gehoben wird. Wir sind der Meinung, daß 
man nicht nur den oreiten Volksmassen diese last aufbürden 
soll, sondern daß man in der jetzigen Notzeit auch andere 
Mittel und Wege beschreiten muß. 

Mein Herr Vorredner hat bereits auf die Gehalt s- 
bezüge der Beamten hingswiesen. Obwohl wir die Meinung ver- 
treten, daß man nicht a. gemein einen Gehaltsabbau vorneh- 
men kann und soll, vertreten wir doch die Meinung, daß _ 
wenigstens von üen oberen bis zu den mittleren Beanten ein 
Gehaltsabbau vorzuaskinen ist, damit die Gelder flüssig ge-. 
macht werden, um die bezüge der Erwerbslosen und der notlei- 
denden Kreise eiwas zu erhöhen. Es ist doch katastrophal, 
daß die Hegierungskommission in demselben Moment, in dem 
sie den Erwerbslösenetat wieder um lO % abbaut wie im Etat, 
in dem vorgesehen ist. daß für die Beamten rund 2 Millionen 

anken jährlich mehr ausgegeben werden. Wir haben uns die 
Zeit dazu genommen, die Zahlen kurz zu berechner und sind 
zu_dem Ergebnis gekommen, daß der Haushalt für das Jahr 1931 
allein an Mehältern für die Beamten und Angestellten rund 
rund 2 Millionen mehr aufweist wie im Jahre 1930. Bei der 

isenbahn und Post und in den Verwaltungen, die kaufmännisch 
vorgehen und wirtschaften müssen, eine Verminderung än diesen 
Jahre von rund 7 Millionen eingetreten ist. Nan hat einen 
Abbau herausgewirtschaftet, während man in den allgemeinen 
Verwaltungen zu einer Mehrausgabe von 2 Millionen Franken 
kommt. Dabei ist festzustellen, daß allein die Mitglieder 
der Negierungskommission gegenüber dem Vorjahre an reinem 
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reinem Gehalt nur 65 000 Franken eingesetzt bekamen, wie dies 
im Jahre 1930 der Fall war. Wir sind der Meinung, daß bei 
den Spitzengehältern unbedingt abgebaut werden muß und zwar 
der Abbau wie er im Reich bei den NMinistergehältern gesche- 
hen ist. So soll auch bei den Gehältern der Kommunen abge- | 
baut werden. Es geht nicht an, daß weit darüber hinausge-. 
gangen wird, wie es letzten Endes der ichskanzler im Reich | 
aufzuweisen hat, Es ist klar, daß man da den Hebel ansetzen | 
‚außB. | | 
Jede te eg - mag sie noch so pt emeint 
sein - ist zu bekämpfen, weil dadurch nur die Lebenslage 
sich verteuert. Natürlich ist es selbstverständlich, daß 
die arenpreine sich erhöhen und daß eine Preiserhöhung | 
sich nachher nicht nur für die oberen Einkommen, sondern _ | 
euch für die unteren Einkommen bemerkbar macht. Dadurch wird | 
die EURER] Cnne nur verteuert. Bis zu einer gewissen Gren- | 
ze ist es klar, daß die Gehälter an der Saar, soweit die | 
mittleren und die unteren Beamten in Frage kommen, noch 
lange nicht den hohen Dezügen der Beamten im Reich ange- 
paßt sind. Wir treten ja auch dafür ein, daß den mittleren 
und unteren Beamten zu belassen ist, was sie jetzt haben. 
Wenn aber von den oberen Beamten aner darauf Dugemsasen 
wird, daß sie noch a > nicht die Bezüge von drüben haben, 
sollten sie bedenken, daß sie an der Saar auch viel geringe- | 
re Steuern zahlen wie drüben. | 

Wir gestatten uns, weiter darauf hinzuweisen,daß 
die Summe, die die Biersteuervorlage bringen wird, den Kom- | 
munen fast garnichts helfen wird, weil wieder die Hauptein- 
nahme doch nur für die Stadt Saarbrücken und die größeren 

rtschaften in Erscheinung treten wird, während bei der 
age Situation sehr wenig herauskommen könnte. 

s muß darum ein anderer eg beschritten werden, daß die 
Regierungskommission endlich dazu übergehen muß, die Kon- 
munen an den Einnahmen aus den Zöllen zu beteiligen. Die 
Zolleinnahmen haben sich von Jahr zu Jahr erhöht. Sie be- 
a im Jahre 1929 20 Millionen Franken mehr wie 1928, 
40 Millionen Franken mehr wie 1927, 70 Millionen Franken 
mehr wie 1926, und 123 Millionen Franken mehr wie 1925 
Also im Jahre 1930 nimmt man an Zoll 123 Millionen Franken 
mehr ein wie 1925. Dazu ist diese Zahl nicht endgültig als 

enau festgesetzt. An den wunderbaren Zahlen, die uns die 

egierungskommission durch den Herrn Staatskomissar mit- 
geteilt hat, ist zeaspestellt, daß gegenüber dem Etatein- 
sSatz,den das Jahr 1930 aufweist, dieselben Einnahmen bis 
Ende März 1931 von 193 Millionen Franken vorhanden waren. 
Man nimmt also 53 Millionen Franken mehr ein wie im Etat 
eingesetzt war und setzt in dem “eitpunkt, in dem man diese 
Zahl mitteilt, auch in dem Etat für 1931 wieder die 40 Mil- 
lionen ein. Wenn man feststellt, daß annähernd 200 000 ein- 
gehen, setzt man 140 000 ein. Man kürzt künstlich und kommt 
zu dem Ergebnis, daß der Etat balanciert. 
Wir vertreten die Meinung, daß gerade die Steuern 
in erster linie die breiten Volksmassen belasten, daß der 
Abbau nicht möglich ist, weil wir im französischen Zoll- 
system sind. Die Erhöhung der Erwerbslosenunterstützung 
setzt voraus, bedeutende Kredite bereit zu stellen. Es be- 
deutet aber auch, das Geld dazu zu benutzen, die Finanznot 
der Gemeinden einigermaßen zu beheben. Das ist die Meinung 
der Sozialdemokratie. Auf Grund dieser Tatsache lehnen wir 
die Ente rebhung ab, ganz einerlei,ob es sich nun um die 
Biersteuer handelt, die ja wieder von den einzelnen Gemein- 
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devertretungen beschlossen werden muß, die sie aber nicht 
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beschließen, weil sie pres ii ech keinen Erfolg aufweisen 
wird. Wir lehnen auch die Erhöhung jeder anderen Steuer 
ab und glauben, der Idee der Kommunisten nicht folgen zu 
können, sondern fordern Abbau der Dezüge, damit die le- 
benslage allgemein verbilligt wird. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Reinhard ! 


\bg. Reinhard (KPO): Meine Herren! Es ist einzigartig in der Geschicht(l 
seit Bestehen des Saargebietes, daß wir heute einer Steuer | 
im voraus unsere Zustimmung gegeben haben. Es ist doch so, 
daß der Ring der Brauereien sogar schriftlich sich ver- 
pflichtet hat, die Steuererhöhung auf das Bier allein von 
Sich aus zu tragen. Damit ist der Beweis erbracht, daß die 
gesamten Unternehmen an der Saar, ganz besonders die Brau- 
ereien, riesige, Gewinne zu verzeichnen haben, denn wenn 
das nicht der fall wäre, würden sie sich nie dazu bereit 
erklärt haben, die Steuererhöhung von sich aus zu tragen. 
Grundsätzlich waren und sind wir gegen jede Verbrauchs- 
steuer. Aber,wenn die Bierbrauer erklären, sie übernehmen 
die beschlossenen Steuern, wären wir Idioten, wenn wir 
sagen würden: wir verzichten auf diese Millionen, weil 
davon die breite Masse nichts zu verspüren bekommt. Die. | 
Dinge sind doch so, daß diese Biersteuererhöhung, wie sie | 
hier vorgesehen ist, bei einer eventuellen Bierpreisver- 
minderung absolut nıcht in Erscheinung treten würde. Wir 
sind also gegenteiliger Meinung. Wir sind gegen die Ver- 
brauchssteuer, sind aber nie dagegen, daß speziell die, i 
Brauereien Geld von ihrem Mehrgewinn abgeben sollen. Hier- 
zu folgendes: | | 
Die Verpflichtung der Brauereien liegt vor und 
ich glaube, auf Grund dieser Verpflichtung ist diese Ver- 
ordnung überhaupt erschienen. 
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(unverständliche Zurufe der Sozialdemokraten) 


Es scheint_aber so (_zu den Sozialdemokraten), daß ver- 
schiedene Leute ein Interesse daran haben, die großen In- 
serate bei den Brauereibesitzern nicht zu verlieren. Tat- 
sache ist, daß die Brauereien Tausende und Millionen ver- 
dient haben müssen, sonst würden sie nicht die Biersteuer- 
erhöhung selbst ae wollen. Zweitens folgt auf Grund 
dieser latsache, daß der Bierpreis der Brauereien, genau 
wie jede andere SrRnuguag, SFBRBiEL werden muß, ohne Rück- 
sicht darauf, ob sie freiwillig zahlen wollen oder nicht. 
Wir haben nichts dagegen einzuwenden, daß diese Gelder den 
Kommunen zur ring Beam! werden. Es ist doch etwas 
und es wird für verschiedene Gemeinden sehr erhebliche 
Einnahmen ausmachen. Ic anne nicht, daß ein Arbeiter, 
der richtig denkt, die Haltung der sozialdemokratischen 
und der offiziellen kommunistischen Partei verstehen wird, 
wo doch die Verpflichtung der Brauereien vorliegt, die man 
auf jeden Fall annehmen sollte. 










W ProZ 


Or 


(Zuruf des Abg.Hey(KP): Junge, Junge!) 


Es kommt darauf an, den Bierbrauereien in dieser Steuer- 
vorlage die Gelder zu entzihen. Meine Herren, es wurde in 


der 
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der Verhandlung zwischen der Wirtevereinigung und den Braue- 
reien ug : die Wirte müssen die Hälfte tragen. Wenn 
Sie glauben, daß die Bierbrauer, wenn wir dieses Geld nicht 
annehmen, als Unternehmer die Lebenslage erleichtern, dann 
bedauere ich Sie. Wir haben früher schon einmal eine ähnliche 
Geschichte vor uns gehabt. Die Biersteuer wurde Gesetz ohne 
unseren Willen. Wir haben trotzdem, nachdem sie Gesetz war, 
zugestimmt, weil die Brauereien sie zahlen mußten. Genau so 
liegen hier die Verhältnisse. Es läßt uns kalt, was man_ge- 
genüber unserem Standpunkt glaubt anbringen zu müssen. 30, 
wie die Dinge hier liegen, sind sie in Wirklichkeit ein Mit- 
tel für die Kommunen, die Gelder flüssig zu machen. Dies hat 
uns dazu veranlaßt, hier trotzdem unseren grundsätzlichen 
Standpunkt dieser Steuer unsere Zustimmung zu geben. Wir 
fordern, _daß die rogierungskomni asion den Bierbrauern und den 
übrigen Erzeugern klar macht, daß die Produkte in ihren Prei- 
sen herabgesetzt werden müssen, wie schon zum Ausdruck ge- 
bracht wurde. Wir glauben nicht daran - im Gegensatz zu an- 
dern leute - daß die Hegierungskommission dabei etwas er- 
reicht hat. Wir sind der Meinung, daß es Aufgabe der breiten 
Masse sein muß, in dieser Richtung hin Kämpfe zu führen. Die 
roletarischen Organisationen der Arbeiterschaft haben die 
ufgabe, in dieser Richtung hin unbedingt im Interesse der 
Konsumenten diesen Kampf zu führen. Von anderen muß der Kampf 
kommen gegen die riesigen Gehälter der oberen Beamten, die, 
wie schon angeführt wurde, zu der ungeheuren Notlage der Ar- 
beiter nicht im Verhältnis stehen. 





5 
| oO 
ER 
| Q_ 
EN 
oO 





SAYaH9g ayasıydnubousgs Ba: 2a Ta 47 








n 4 . ” 7 7 
’ x 3 ’ E Bd “ Rn 2. N nd Ne u „ya u al, FETT ee. “6; 25 z 44 J u 
N Mas Mall Ko je N RT Dre El Ar, “ * AU u - Veh!) ie ‚En 
un N u; N], un £ M u, NN a A Ian. ee ee. td jn 
rl. EN NE SR TEE a et Ba, 





GB.» 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Nartin ! 
Abe. Martin (Z): Der Vorlage betr. 
die Biersteuer 


stimmen wir zu. Wir können uns den Gründen, die der Abge- 
ordnete Reinhard vorgebracht hat, nicht verschließen, sind 
aber der Meinung, daß der Ertrag der Steuer den Gemeinden 
wenig helfen wird. E 
Wir sind weiter gar Feinung daß die Brauereien 
zur Herabsetzung des Bierpreises wohl in der Lage sind, 
und daß die Gemeinden a l 1 e unnützen Ausgaben unter- 
lassen müssen. Ferner fordern wir, daß die Regierungs- 
kommission Mittel ausfindig macht, den Gemeinden zu helfen. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schmelzer! 


Abg. Schmelzer (DSV): Meine Herren! Wir stimmen der Vorlage zu 
obwohl wir der Auffassung sind, daß die Biersteuer nicht 
viel einbringen wird. Einmal werden viele Gemeinden die 
Biersteuer nicht einführen trotz der Ermächtigung, dann 
wird in den Gemeinden das,was hereinkommt gr wer- | 
den durch die Gewerbesteuer. Herr Reinhard hat recht,wenn 
er sagt, daß die Steuer von den Brauereien getragen wird, 
aber wenn er folgert, was müssen diese Brauereien ver-. | 
dient haben, dann muß man a jo es wird zweckmäßig sein, | 
daß niemand freiwillig eine Last auf sich nimmt, damit | 
ihm das nicht so ausgelegt wird. i 

\ Interessant ist die Nachweisung über das Ver- 
mögen der Regierungskommission. Die Regierungskommission | 
erklärt an bestimmten Stellen des Berichtes, daß ihre Gel- ' 
der u h sind bei Banken und ARzRAnggn und es wäre | 
interessant gewesen, daß sie eine WeRteslung der Banken | 
gegeben hätte, die billig in den Besitz des Geldes gelanet ® 


sind. | 

‚ $&s wird meiner Meinung nach noch etwas übersehen, 
es ist dies nicht nur die hohen Gehälter der Beamten, son- 
dern die Arbeitskraft,insbesondere die der höheren Beamten, 
nicht genügend ausgenutzt wird. Es wäre Aufgabe zu unter- 
suchen. Es ist mir.bekannt, daß es bei der Regierungskon- | 
mission ein Beamter gibt der nur eine stunde täglich ‚ 
Arbeitspensum hat. Es soll sogar ein höherer Beanter N 
existieren, der kein Büro hat, und dessen Funktion nur | 
darin besteht, am l.des lonats sein Gehalt in Empfang zu 
nehmen. Das alles sind Dinge, die einmal gründlich unter- 
sucht werden müßten und ich bin der Meinung, daß es so 
gelingen wird, die Ausgaben herabzusetzen. 

Wir stimmen der Vorlage zu. 
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Vorsitzender 





Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Backes ! 


Abg,. Backes (Arb.u.B.P.): Meine Herren! Ich muß mich wundern 
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über die Haltung der Sozialdemokraten sowohl als auch über 
die Haltung der Kommunistischen Fraktion. 
ie Biertrinker haben es in der Hand, wenn ein 

Aufschlag kommen soll, denn die Arbeiterschaft hat es in 
der Hand einen Bierpreisaufschlag zu verhindern. Wir hat- 
ten im Jahre 1927 einen Bierstreik sines Duhr" und ein 
roßer Teil der anderen Parteien hat standgehalten,während 
der endere Teil der Parteien in dieser Zeit noch mehr Bier 
trank, 
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( Heiterkeit) 


damit ja unser Bierstreik nicht gelingen sollte. Diese Be- 
rechnung ist auch gut ausgefallen. 


N 

(Zuruf des Abe. Becker(Z): Welche Parteien waren das?) 

Das waren die Sozialdemokraten und die Kommunisten,und auch! 

Zentrumsanhänger. 
Wir stimmen dieser Vorlage zu, beantragen aber, 
daß die a mit rückwirkender Kraft ab l.Jamuar 1931 

in Kraft tritt. 

Ich habe mich mit einem Wirt unseres Urtes in 


Verbindung gesetzt und er sagte mir, daß das Bieraufkomen | 
in der Gemeinde 30 - 40 000 betragen würde. 


(Zuruf des Abg.Levacher (Z): Dann trinkt Ihr aber 
viel Bier. | nl 
(Zuruf des BREEREBER: Der Bierstreik ist 
ja beendet! 


M 
4 
Bj 


den Gemeinden Auslagen ersparen. Ich kann Ihnen mitteilen, 
daß der katholische Lehrerverband dazu Stellung genommen 
hat, weil die Leute einsehen, daß es so nicht weitergehen 
kann. Die Gemeinden sind zu sehr mit hohen Gehältern be- j 
lastet und können ihren Etat nicht mehr balancieren. Also % 
die Regierungskommission muß abbauen und erst dann können 
die Gemeinden wieder etwas ersparen. Unser Antrag ist kei- ! 
ne Spitze gegen die Beamtenschäft, sondern kommt aus der i 
Notwendigkeit heraus, daß die Gemeinden, wenn es so weiter- 
geht, zusammenbrechen müssen. Die Gesunderhaltung der Er- 
werbslosen fällt immer wieder auf die Gemeinden zurück. N 
Ich glaube, die Erwerbslosigekeit würde sich heben, wenn n 
die Regierungskommission an die Gemeinden Geld abgibt. u 
Dann wäre das Geld auch besser angelegt als zu einem solch 7 
niedrigen Zinssatz, für den sie es ausgeliehen hat. lin 1 
Teil davon kann de ausgeliehen bleiben, aber der größte | 
Teil müßte den Gemeinden zufließen. Die Industrie wird 
dadurch gehoben und die Steuereingänge würden sich ver- 
mehren. Einen andern a. Ze es nicht, über diese Fra- 
ge gibt es kein wissenschaftliches Gutachten. Die Regie- 
rungskommission soll damit anfangen und vielleicht in ei- 
nem Kreis probieren, jedenfalls muß den Gemeinden das Geld 


j 
Ferner ist von uns die Forderung vertreten worden, man soll | 





Da 


Or 


Ereigegeben werden. Auf diese Weise wird sich die Industrie j | 


beheben, und ich glaube, wenn man dies 3 Jahre durchführen 
würde, wäre die gänze Geschichte behoben. 

Ferner sind wir der Ansicht, daß von den Zoll- 
cinnahmen ein Teil den Gemeinden zufließen muß. 


Dann 
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Dann will ich für meine Partei die FErmahnungen des Abgeord- 

neten Martin zurückweisen, denn ich kann von unserer bemeiln- 
de nur sagen, daß wir keine unnützen Ausgaben machen. Ich 
laube, ein Beamter wird mit dem zwei- bis dreifachen Ein- 


mmen eines Arbeiters leben können. Das ist der Standpunkt 
meiner Partei. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Reichard ! 


Abg. Reichard (DNVP): Meine Herren! Ich stimme der Vorlage zu. 


Vorsitzender: Das \iort hat Herr Abgeordneter Schmoll! 





Abe. Schmoll (DWP): Meine Herren! Es ist richtig, daß in dieser Zeit, | 
in der alle Rohprodukte im Preis gesunken sind, der Bierpreis | 
hätte herabgesetzt werden müssen, anderseits kann man nicht | 
sagen, daß der Bierpreis im Saargebiet überspannt wäre. Herr | 
Hoffmann ist offenbar schon lange nicht mehr im Reich gewesen, 
sonst hätte er erfahren, was überspannte Bierpreise sind.Die | 

Situation, wie wir sie z.Zt. haben, ist von der Regierungs- | 
kommission finanztechnisch ausgenutzt worden. Wir hätten nur | 
gewünscht, daß die Hegierungskommission auf anderen Gebieten | 
ähnlich vorgegangen wäre, so auf dem Gebiete des ohnungs- 
wesens. Auf diesem Gebiet hat aber gie Regisrungskonni ss}on ' 
E30 Boten, die Löhne zu drücken, damit die llieten nicht in | 
die Höhe gesetzt werden konnten. Uns wäre es sympathischer 

ewesen, wenn die Situation ausgenutzt worden wäre, um die | 
eten allmählich den Friedensmieten anzupassen. 
| Wenn gesagt worden ist, daß die Biersteuer in der | 

Pauzkapeh: der stadt Saarbrücken zugute käme, so ist das eine | 
irrtümliche Auffassung. An der Erhöhung der Biersteuer neh- 

men alle Gemeinden teil. Es ist auch nicht so wie Herr 

Schumelzer glaubt, daß die Stadt Saarbrücken diese Steuer 


nicht einführe. Wer das FIR, kennt die Verwaltung der 
Stadt Saarbrücken schlecht. 
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Der augenblickliche Stand_ist so, daß die Senkung der Lust- 
barkeitssteuer durch die Einführung der Biersteuererhöhung 
vorgenommen werden soll. 

Es ist auch von einer grakung der Spitzengehälter 
gerpFoeBen worden. Wir stehen auf dem Standpunkt, daß die \ 
pitzengehälter gesenkt werden sollen. Wir sind auch der Mei- 
nung, daß man aufgrund der immerhin noch guten Finanzlage 
des Saargebietes an eine allgemeine Senkung der Beamtenge- 
hälter nicht zu denken braucht. Was wir aber wünschen, ist 
die Anpassung der Kommunalbeamtengehälter an die Gehälter 
der »taatsbeamten. 

Wir stimmen der Vorlage zu. 


Or 


Vorsitzender 


n. TR je : a En re ce Ku. L 
a ee 


sun 2.7 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Pfordt |! 
Abg. Pfordt (KP): Ich kemne den Kommissionsbeschluß nicht. Wenn 


die Kommission diesen einstimmig angenommen hat, so muß 
ich erklären, daß die Kommunistische Fraktion dıesen ab- 
lehnen muß. Men spricht heute, von einer allgemeinen Finanz- 
not der Gemeinden. Durch die Übernahme dieser Kosten durch 
die Gemeinden hätten diese wieder steigende Mehrausgaben. 
Man kann auf Seiten der kommunistischen Opposition über 
den Standpunkt der Kommunistischen Partei grinsen; wir be- 
handeln auch diese “rage_so, wie sie in allen Parlamenten 
von der Kommunistischen Partei behandelt wird. Ich betone 
nochmals, daß durch die Amahme der Vorlage die Finanz- 
lasten der Gemeinden vergrößert würden. 


Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Decker! 


Abg. Becker (Z): Meine Herren! Ich bedauere, daß Herr Pfordt in 


der Kommissionssitzung nicht anwesend war, dann hätte er 
seine Ausführungen heute nicht gemacht, denn diese Lasten 
werden nur der »tadt Saarbrücken auferlegt. Die Gemeinden 
tragen nach der bisherigen Gesetzgebung diese lasten heute 
schon. Acer bei der Stadi Saarbrücken ist die Polizeiver- 
waltung staatlich und infolgedessen ergaben sich Unklar- 
heiten. Burch diese Vorlage wird nur eins Kapsiung für 
Saarbrücken getroffen. Praktisch tragen die Gemeinden die 
Lasten heute schon, also für die Gemeinden hat die ganze 
Vorlage keinen Sinn. Die Voriage ist daher eine lex Saar- 
brücken genamt worden und bzgl. der Stadt Saarbrücken wird 
lediglich eine Unkiarheit beseitigt. Ich glaube, die Kon- 


munistische Partei könnte daher auch ihre Bedenken fallen 
lassen und die Vorlage annehnsr. 


Vorsitzender: Das Wort hat Ferr Abreoräneter Schmoll! 


Abe. Sch] } (DWP): Ich kann der Kommunistischen Partei nur sagen, 


aß die Stadt Saarbrücken gegen die Vorlage nichts einzu- 
wenden hät. Wenn Sie vorhin richtig verstanden haben, so 
handelt es sich nur um die Siadt Saarbrücken, denn bei den 
anderen Gemeinden besteht das schon lange, was durch diese 
Vorlage jetzt für Saarbrücken eingeführt werden soll. 


Vorsitzender: Damit dürften die Bedenken der Kommunistischen Partei 


fallen. & 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Reinhard! 


Abg. Reinhard (KPO): Ich möchte lediglich feststellen, daß die 


Kommunistische Fraktion sich die Vorlage nicht angesehen 
hat, sonst hätte Herr Fforät nicht so reden können. Nir 
stellen fes;, daß sie ihren standpunkt vertritt trotz | 
„Grinsen der Kommunistischen BEeni Non, Wir haben nichts 
gegen den Stanäpunkt, den die Kommunistische Fraktion an- 


geblich vertritt, wir würden blo3 wünschen, daß es auch 
ein Standpunkt wäre. 


( Heiterkeit ) 


Vorsitzender: Ich darf wohl die Vorlage als angenommen bezeichnen. 
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Er 
Vorsitzender: Wir kommen nun zur Vorlage 3 der Tagesordnung betr.: 


Verbot der Ausfuhr von Pferden, Rindern, Schafen 
Ziegen  schwe silügelarten, die ü 





no 
des eISCNES. 


Ich erteile dem Berichterstatter,Herrn Abgeordneten Gärtner, ! 
das Wort. 


Abg. Gärtner (Z): Meine Herren! Die Kommission glaubt der Vorlage 
zustimmen zu können, unter der Voraussetzung, daß Frank- 
reich das Einfuhrverbot aufhebt. Sie erwartet von der Re- 
gierungskommission, daß sie sich dieserhalb mit Frankreich 
ins Benehmen setzt. 


Die endgültige Stellungnahme behielten sich die 
Parteien vor. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Decker! 





Abg. Becker (Z): Meine Herren! Namens meiner Fraktion habe ich zu 
dieser Vorlage, der sogenannten „schweinevorlage" folgendes 
zu erklären: 

Wir hatten zunächst außerordentliche Bedenken ge- | 
en die Annahme der Vorlage gehabt, weil wir das Gefühl hat- ! 
en, daß die Saarregierung wieder einseitig und zwar von 

sich aus Verordnungen erläßt, die Boa" sind, dem fran- \ 
zösischen Partner der gemeinsamen Zollunion Vorteile zu | 
bringen, ohne daß sie zu geeigneter Zeit darauf dringt,daß 
Frankreich auch seinerseits die Interessen des Saargebiletes 
berücksichtigt. Wenn wir uns doch entschlossen haben,dieser 
Vorlage zuzustimmen, so geschah es aus dem Gedanken heraus, 
daß jeder Partner einer Zollunion auf den andern Rücksicht 
zua nehmen hat. Wir haben uns in der Kommission sagen las- 
sen, daß wegen Nichtvorhandensein dieser Vorlage wichtige 
veterinär-polizeiliche Naßnahmen nicht durchzuführen sind. 
Wir erwarten von der Regierungskommission, daß die Veteri- 
närpolizei die Möglichkeit bekommt, Maßnahmen, die nötig 
sind, durchzuführen und daß Frankreich das am 11.April er- 
lassene Einfuhrverbot wieder aufhebt. Ich hei feststel- 
len zu können, daß die Unabhängigkeit des Saargebietes mehr 
wie bisher gewahrt würde, wenn man den Intentionen des Herm 
Briand entsprechen würde. Sie wissen, daß Herr Briand sich 
aufgeregt hat über den deutsch-österreichischen Zollvertrag 
und glaubte, daß dadurch die ee des Saargebie- 
tes gefährdet wird, denn sie wird tatsächlich gefährdet. 

In diesem Zusammenhang verweise ich darauf, daß in ganz 
kurzer Zeit die französische Regierung große Zoller öhungen 
vorgenommen hat, die das Saargebiet belasten und schädigen 
müssen. So hat sie den Erhöhungen des Kartoffelzolls, der 
Zölle für Schweine, Schweinefleisch, Fleisch und Wurstwaren, 
für Seefische, Teigwaren, noch eine arm: des Zolls für 
Zeitungspapier folgen lassen und in allerletzter Zeit wurde 
dann nun wieder der Zoll für AOBEmn von Zl auf 35 Franken 

und für 8 gergie von 35 auf 70 Franken erhöht. Meine 
Fraktion hat einen 0 0: a rg Antrag auf Herabsetzung 
dieser Zölle vorbereitet. Dieser Zoll m für Frankreich 
tragbar sein, er ist aber untragbar für das Saargebiet,das 


gt 


us 


Or 


auf den Verbrauch von Roggenmehl in ganz anderem Maße ange- 
wiesen ist als Frankreich. Aber, auch der Tatsache, daß wir 
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zum gleichen Zollgebiet gehören, trägt Frankreich auch auf 
anderen Gebieten nicht Rechnung. Es liegen Anweisungen des 
französischen Ministers für die auswärtigen Angelegenheiten. 
vor daß Produkte, die im Saargebiet EERURN werden, bei offi- 
ziellen Submissionen nicht zugelassen sind. Diese Änwei sungen 
datieren von 1922. Die Regierungskommission muß unbedingt zu 
erreichen suchen, daß Frankreich in loyaler Weise mit uns ver- 
fährt: man darf die Saarindustrie nicht ausschalten. Erreicht 
dies die PBATTORLOTUDE nicht, so ist_es selbstverständlich, 
daß sie Gegenmaßnahmen treffen muß. Ich glaube, daß dann sehr 
bald der Erlaß des französischen Ministers des Auswärtigen 
verschwinden würde. Ich betone dabei, daß der Minister des 


Außeren Briand ist. Briand hat also für das Saargebiet noch 
viel zu tun. 


(Zuruf des Abg.Ievacher (Z): Er hat Angst durch die 


Zollunion käme der Anschluß des sSaargebietes an 
Frankreich! 







Bei dieser Gelegenheit möchte ich auch darauf hinweisen,daß 
trotz der wiederholten \onierungen des landesrates die Frage 
der Gültiekeit_der Jandelsleseitimationen noch immer nicht 

geordnet ist. Bekanntlich hat die Regierungskommission schon 
seit 1921 die französische Handelslegitimation als für das 

Saargebiet BE anerkannt, während umgekehrt in Frankreich 
die saarländische Handelslegitimation nicht als Ausweis gilt. 
Es ist außerordentlich bedauerlich, daß die RK 


Es ie Negierungskomnis- 
sion es noch nicht fertig gebracht hat, hier den saarländi- 
schen _Standpunkt wirksam zu vertreten, und daß die französi- 


sche Regierung von selbst nicht so viel Einsehen hatte, die 
Gegenseitigkeit herbeizuführen. Wenn man auf den Pfaden der 
europäischen Verständigung,wie Herr Briand wandern will,muß 
man Zunächst diejenigen Dinge in Ordnung bringen, die vor der | 
gie liegen, und man darf solange nicht von großen,europäischen | 


ingen sprechen, bis man die Dinge im eigenen Hause in sung 
gebracht hat. 


SIYAOLT yasıyd 24 III : 42720494005 E 7 


orsitzender: Das Wort hat Herr Abgeoräneter Schmelzer ! 


bg. Schmelzer (DSV): Meine Herren! Der vorgelegte Entwurf gibt mir 
Veranlassung auf das Dekret des französischen Landwirtschafts- 
ministers vom April dieses Jahres ein, das die Einfuhr von 
Fleisch vom Saargebist nach Frankreich verbiete. Der Grund 
liegt darin, daß durch die günstieen Schweinepreise im Reich 
und in anderen Ländern, z.B. aus Dänemark und Litauen eine, 
roße Fleischeinfuhr über das Saargebiet möglich geworden ist. 
ie Ausfuhr von Fleisch aus dem saargebiet nach Frankreich 
hat den Widerstand der Interessenten in Frankreich hervorge- 
rufen. Durch dieses Dekret des französischen Landwirtschafts- 
ministers wurde diesen Wünschen entsprochen. Wir haben Ver- 
ständnis dafür,daß sich die Interessenten gegen.die Konkur- 
renz wehren, aber man muß Verwahrung dagegen einlegen, daß 
Frankreich die Einfuhr von Erzeumissen aus dem Saargebiet 


] en in das französische 


W ProZ 


Or 


ugnis 
verbiete. Wir sind gegen unsern mil 
Zollgebiet eingegliedert worden und dürfen daher auch Ter- 
langen, wenn wir alle »chäden genießen auch alle Vorteile 
haben dürfen. Wir müssen verlangen, daß das Absatzgebiet für 
diese Waren erhalten bleibt. Frankreich hat wiederholt bei 
den Saarrückgliederungsverhandlungen Anträge gestellt, daß 
ihm das Saargebiet als Absatzgebiet erhalten werden soll. 


| 
| 


Würden 
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Würden wir dies von der \egenseite fordern, so würden uns die 
gröeten Schwierigkeiten bereitet werden. Man sieht bei dieser 

elegenheit, wie sehr mit zweierlei Maß gemessen wird. Wir 
müssen verlangen von der Hegierungskommission, daß das Verbot 
der Fleischausfuhr von ihr ebenso wie von uns als unfreund- 
lichen Akt angesehen wird. Wenn Frankreich dazu übergeht,et- | 
was gegen das Saargebiet zu unternehmen, so muß die Hegierungs- 
kommission auf dem Plan sein. Die Negierungskommission ist | 
sehr empfindlich, wenn es sich um ihr Ansehen handelt, von 
Frankreich steckt sie Ohrfeigen auf Öhrfeigen ein ohne sich 
dagegen zu opponieren. Es zeigt sich nur zu deutlich, daß das 
französische Mitglied der Hegierungskommission der wirkliche 
Herrscher des Saargebietes ist, und die andern Mitglieder | 
haben noch nicht verstanden, was ihre Pflicht ist. Die Regie- 
rungskommission hat es offenbar noch nicht verstanden, dab es 
ihre oberste Pflicht ist, die Aechte und die Wohlfahrt der 
ERTIERREONE zu sichern. 

urch das Verbot der Fleischausfuhr ist der Export 

ausgeschaltet worden und die Fleischausfuhr gedrosselt worden. 
Wenn die französische Negierung sich zu keinem Entgegenkommen 
bereit findet, muß von der Regierungskommission verlangt wer- 
den, daß sie zur Vergeltung die Fleischeinfuhr von Frankreich 
nach dem Saargebiet völlig sperre oder andere Repressalien er- 
greift. Das von Frankreich erlassene Verbot der Fleischeinfuhr 
ist nicht nur ein unfreundlicher Akt,sondern bedeutet erheb- 
liche Schädigungen des Saargebietes durch rg der Finnah- 
men aus Zöllen, Steuern und Gebühren, und macht eine Reihe 
Arbeitskräfte überflüssig. Die billigen Schweinepreise im 

eich trotz der französischen Zölle sind so, daß sie franzö- 
sische Interessenten zu Käufern anreizen. Das Vieh wird aber 
ah in Trier, Mannheim oder sonstwo geschlachtet und von 

ort ausgeführt. Dadurch gehen dem Saargebiet erhebliche Zöl- 
le verloren. Diese Zölle betrugen 15 Millionen Franken, die 
im vergangenen Jahre angefallen sind. Ein ae Geschäft, 
das sich seit Jahren damit beschäftigt, hat 12 Gesellen ent- 
lassen müssen und das ist im Metzgergewerbe außerordentlich 
viel. Bei der augenblicklich herrschenden Arbeitslosigkeit 
sollte man jeden, der irgendwie beschäftigt werden kann, be- 
schäftigt lassen. 

Zur Verordnung selbst möchte ich sagen, daß in $ 1 

das Verlangen der französischen Regierung, daß die Ausfuhr 
von Vieh in lebendem Zustand verboten ist, abgelehnt werden 
muß. Es Bean Sina lande nicht zugemutet werden, daß es die 
Kosten für die Überwachung eines Verbotes übernimmt, das ein 
anderes land ErEMEN.. 10 habe Verständnis dafür, wenn Frank- 
reich und Saargebiet eine Kegelung treffen. Es kann dies _ge- 
schehen im IIege eines Kontingents. Mit dem Fallen des $1 
fällt auch 9 Z und $ 3. 

Wir haben Bedenken dagegen, daß das Schlachten 
von Vieh der schriftlichen Genehmigung bedarf, Dies verstößt 
gegen den Grundsatz der Gewerbefreiheit. Der Grundsatz der 

ewerbefreiheit muß aufrecht erhalten bleiben. 

‚ „Nas die veterinärpolizeilichen Bestimmungen anbe- 
langt, sind wir dafür. Lebhafte Bedenken haben wir aber gegen 
die hohen Strafbestimmungen. Ein Grund ist dafür nicht EB 
Es zeigt sich wieder, daß die Bere Fagekomniasion statt die = 
Wirtschaft zu fördern, diese Möglichkeit nicht ausnützt, son- | 
dern erschwert. 

! Zusammenfassend: Ein Verbot der Ausfuhr von leben- 
dem Vieh lehnen wir ab, ebenso die Bestimmung über die Geneh- 
mi Eee von Schlachtungen. Wir stimmen nur einer 
Meldepflicht von Schlachtungen zu. | 
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Man soll doch keine Bestimmungen erlassen, die nicht erfor- 
derlich sind. Das veranlaßt mich auch zu BRRR, daß dem 
Fleischerhandwerk nicht noch mehr Kosten aulgebürdet werden. 
Es ist mir berichtet worden, daß gerade in den letzten Wochen 
sich die Kosten für Aufsicht sehr gesteigert haben. Ich will 
nicht den Vorwurf erheben, daß eine Gebührenschinderei statt- 
findet, ich will mir auch nicht den Vorwurf zu eigen machen, 
daß persönliche Serücksichtigung zur Erhöhung der Gebühren 
führen werden. | 

Herr Becker hat darauf hingewiesen, wie ungleich 
wir behandelt werden, er hat auf die Submissionen verwiesen. 
Ich mache mir seinen Antrag zu eigen, daß die Negierungskon- 
mission Repressalien Srereiten sollte. Kerner die einseitigen 
Paßschikanen sind ein altes Klagelied. Dasselbe Ritt für zahl- 
lose Vorschriften für den Auto-Verkehr zwischen, »aargebiet 
und Frankreich. Man hört nie etwas davon, daß die saäarregie- 
rung sich aufrafft, auch etwas gegen den französischen Automo- 
bilverkehr zu unternehmen. Das ist nicht richtig. Nicht etwa 
daß dadurch der Verkehr erschwert würde - um kein Nißverständ- 
nis aufkommen zu lassen - aber dann würden sich die franzö- 
sischen Dehörden herbeilassen, das Daargebiet ebenso zu behan- 


deln, wie sie wünschen, daß dıe Franzosen im »aargebiet behan- 
delt werden. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Staatskomnissar! 


Staatskommissar Kuchenbecker: Meine Ferren! Ich muß der Auffassung 


des Herrn Schmelzer, daß Jie Hegieruneskommission sich bezüg- 
lich dieses französischen Ausfuhrverbotes untätig verhalten 
hätte, widersprechen. Auf Grund der mir gewordenen Informa- 
tionen habe ich in Erfahrung gebracht, deß die Aegierungskon- 
mission sich seinerzeii bemüht hat, dıe Härten, die durch das 
Ausfuhrverbot entstehen, zu mildern. Es sind auch weitere Ver- 
handlungen in Aussicht genommen. 
Was die schlachthorgebühren anbetrifft, so sind das 


Kommunalabgaben, die die Geneindekasse und nicht die Staats- 
kasse angehen. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Petri! 


Abg. Petri(SP): Meine Herren! Wir halten die Durcharbeitung der 


Vorlage als nicht ag beantragen Zurückverweisung 
in die Kommission. Es kommen eine ganze Anzahl Merkmale zum 
Vorschein, die derauf schließen_lassen, daß Nachteile für 
die Saarbevölkerung entstehen. Ich habe da besonders ein 
Merkmal im Auge, d&ß durch die Einstellung der Schlachtungen 
auf den Schlachthöfen des Saargebistes die einzelhen Gemein- 
den, welche Schlachthöfe besitzen, durch das Verbot sehr 
große 4::cateile haben, und auch weiter, daß die Bevölkerung 
in dem Bereich dieser »schlachthöfe, die bisher aus diesen | 
Schlachtungen bedeutende Vorteile hatte, durch die Köpfe die- 
ser geschlachteten Tiere und durch die andern nicht ins Aus- 
land versandten Innereien, die alle hier geblieben sind. 

‚Aus diesem Gesichtspunkt heraus kommen eine ganze 
Anzahl Einzelheiten in Betracht, und wir beantragen Zurück- 


verweisung in die Kommission, um alle diese Einzelheiten ge- 
nügend beraten zu können. 
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‘Vorsitzender: Wenn der Antrag von 3 Mitgliedern unterstützt wird, 
ist ihm stattzugeben. 


ch stelle die Frage, wer ist für die Zurückverweisung 
der Vorlage in die Kommission ? | 


Das Wort hat der Abgeordnete Pfordt! | 
Abg.Pfordt (KP): Meine Herren! Wir halten ebenfalls eine genaue | 
OTBFÜSURg der Vorlage für zweckmäßig und beantragen, diesel- ! 
be in die Kommission zu überweisen. | 
Wir sind nicht am Ende mit unseren Untersuchungen. 
Wir sind ebenfalls gegen die Erhöhung der französischen Re- 
glerunE für Fleisch und haben nachgewiesen, daß eine Erhöhung 
es Zolls für Fleisch eine weitere Fleischpreissteigerung 
bedingt. Wenn wir uns gegen diese Zollpolitik wenden, denn 
en Genf zeigt uns wieder dieses elende Geheul um diese 
eutsch-österreichische Zollunion, stehen wir auf dem Stand- 
ee daß die Vorlage ein Liebesdienst für die französische 
BEIRUNE 235 


Deshalb beantragen wir, den Antrag in die Kommission 
zu verweisen. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Reinhard! 


Abg. Reinhard (KPO): Meine Herren! Wir sind gegen die Verweisun 
in die Kommission. Wir als Kommunisten lehnen grundsätzlic 
jede Zollpolitik ab. Wir sind dagegen, daß durch diese Naß- 
nahmen irgendwelche Produzenten geschädigt werden. Wir sehen 
nicht ein, weshalb noch Unklarheiten behoben werden sollten. 
Herr Petri hat selbst gesagt, daß, wenn wir der Vorlage _zu- 
stimmen, daß wir dann einer Schädigung nicht nur der Pro- 
duzenten, sondern auch der Konsumenten an der Saar ohne wei- 
teres das Wort reden würden. 


Wir beantragen deshalb Abstimmung und Ablehnung der 
Vorlage. 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schmoll! 


Ab®, Schmoll (DWP): Meine Herren! Ich habe_gegen den Antrag der 
ozialcdemokraten nichts einzuwenden. Ich habe bereits in der 
Kommission vorgeschlagen, daß wir die Vorlage vertagen sol- 
len bis zu dem Moment, wo wir Gewißheit haben, daß die fran- 
zösische Hegiering geneigt ist, das Einfuhrverbot aufzuheben. 
Heute würden wir uns etwas vergeben, wenn wir etwa beschlies- 
sen bevor mit Frankreich unterhandelt worden ist und Zusagen 
gemacht sind. 
Es kann nur auf Gegenseitigkeit eine solche Verord- 
Bogen NDS RSRIRD. eEenge 1 Figkait insofem, daß Frankreich zu- 
sagt, sein Verbot aufzuheben, wenn wir eine solche Verordnung 


erlassen. 
„Ich bin nicht für die Abgabe des Gutachtens und 
werde mich einer Stellungnahme enthalten. 


W ProZ 


Or 


emätgender: Es liegen weitere Anträge vor. Ich erteile dem Herrn 


eordneten Gärtner das Wortb zu dem Antrag der Hypotheken- 
schuldner des Wohnungsbauverbandes. 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Gärtner! 


Abg. Gärtner (Z): Meine Herren! Der Antrag kommt aus den Reihen 
ya Familien, und es handelt sich um fol- 
gendes: 


Der Wohnungsbauverband hat Darlehen gegeben vom 
Jahre 1921 ab, er, es war so bei den damaligen Geldverhält- | 
nissen, daß dıe ersten Antragstsller mit sogen. Zuschuß- | 
darlehen auskamen. Das Zuschußdarlehen war so, daß die 
Regierung sich sowohl an den Zinsen, als auch an den 
Zinsquoten beteiligte. In späteren Jahren waren die Geld- 
verhältnisse wieder de geändert, und es war so, 
daß die Bauenden weit über das Zuschußdarlehen beld benö- 
tigten. Die Hegierung hat nach Lage der Dinge eine 
Lösung gefunden, daß außer den Zuschußdarlehen,bei denen 
die Negierung sich an den Zinsen IaE. Shannon baseilig- 
te, sogen. Hypothekendarlehen bewilligt, und diese muß- 
ten von den Darlehnsnehmern mit 9 % bis auf den heutigen 
Tag verzinst werden. Es ist so, daß eine ganze Reihe von 
Bauenden in den Jahren 1923 und 1924 = 80°000, 
40 000 Franken als besondere Hypothekendarlehen aufnen- 
men mußten und heute noch 9 % Zinsen zahlen müssen. Es 
ist wahrscheinlich dem 4endesrat bekannt, daß man nicht 
alle Antragsteller als Hausbesitzer, die Darlehen haben, 
über einen Kamm scheren kann. Es gibt Leute, die haben 
nicht nur ksin Geld zugesetzt, sondern es gibt Leute, 
die haben auch Geschäfte damit gemacht, die sehr gut da- 
bei wegkamen. Es handelt sich bei den Äntragstellern um 
ute, die fast garkeine oder ganz geringe lNietseinnah- 
men haben und die durch einen Zinssatz von 9 % derart 
belastet sind, daß ihnen, wie Beispiele nachweisen,noch 
350 Franken zum leben für eine 5 bis 7 köpfige Familie 
übrig bleiben. Die Verbandsversammlung des lWWohnungsbau- 
verbandes hat vor einem halben Jahre setagt und hat Be- 
richt vorgelegt, der eine mem Übersicht zeigt über die | 
Finanzen, wie sıe bei dem Tohnungsbauverband, der zurzeit | 
nur noch eine Liquidationsbehörde ist, wie dıe Finanzen | 
dort stehen. Es ist in diesem Direktionsbericht nachge- 
wiesen, daß Reserven von über 3 Millionen Franken ange- 
sammelt wurden. Wenn das “eststeht, daß diese Reserven 
vorhanden sind, und anderseits steht fest, daß alle An- 
tragsteller und Darlehnsnehner aus der öffentlichen Hand 
Gelder erhalten, die Gelder aus öffentlichen Mitteln 
ließen, dann geht es nicht an, daß auf die Dauer ein 
eil dieser Leute sehr gut fahren und ein anderer leil 
nicht wissen, wo sie das notwendigste zum „eben herhehmen. 
In den Fällen, in denen es sich erweist, daß die Leute 
sich in ganz gewaltiger Notlage befinden und die Verhält- 
nisse eine 'erbilligung des Zinssatzes rechtfertigen, in | 
den Fällen müßte geholfen werden. 1 
‚ Wir würden also bitten, daß der Begante SEndag- ' 
rat diesen Antrag zu dem seinen macht, und die _kinder- 
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reichen Familien würden dem Landesrat und der Hegierungs- 
komnission dankbar sein, wenn ihnen alsbald wirksame Hil- 
fe zuteil würde. Es bestehen darüber keine Bedenken, und 
ich bitte auch den Herrn Staatskommissar,im Namen des u 
Lendesrates die Megierungskommission zu veranlassen, die- WM 
sen Antrag der Verbandsrersammlung alsbald zuzuleiten. BE 
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Vorsitzender: Das llort hat Herr Staatskomnissar Kuchenbecker! 


Staatskommissar Kuchenbecker: Meine Herren! Ich bin gerne bereit, 


diesen Antrag weiterzuleiten. Ich möchte aber auf folgende 
Schwierigkeiten aufmerksam machen. Der Wohnungsbaurverband 
ist eine Körperschaft des öffentlichen Kechts, ein Zweck- 
verband und gebildet aus säntlichen Gemeinden des »aarge- 
bietes. Sein Vermögen ist den Wemeinden des Saargebietes 
und nicht Vermögen der _Staatskasse, obwohl die AOgLSTUngE- 
kommission die ganzen Lasten der Zuschußaktion getragen hat. 
Die Hypotheken zerfallen in zwei Kategorien; das eine sind 
die sogenannten u Bayse Yüoken, bei denen die liegierungs- 
kommission die größere Hälfte an Zuschüssen, Zinsen und. 
Amortisetion und Ausgaben trägt, die andere Kategorie sind 
ewöhnliche Hypotheken, die, egehen wurden zur Fertigstel- 
ung der Häuser, die also mit 9 % verzinst werden müssen. 
Nun ist zu beachten, daß der Zinssatz für erste Hypotheken 
heute sich nur noch um 9 % herum bewegt, dagegen handelt 
es sich hier um Eypotheken zweiten Grades, Tür die natürlich 
auch heute noch Gelder zu bekommen sınd. Der Durchschnitts- 
zinssatz beläuft sich in Fällen, bei denen in größeren Unm- 
fange Hypotheken, derartige zweite Hypotheken, in Anspruch 
genommen werden, zwischen 6 unä 7 %. | 
0 Diese ed müßte also von der Regierungs- 

kommission zunächst an die Verbandsversammlung des Tohnungs- 


bauverbandes, die Vertreterin der Gemeinden des Saargebietes, 


verwiesen werden. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schmoll! 


Abg. Schmoll (DWP): Meine Herren! Den Antrag, den Herr Gärtner heu- 


te vertritt, hat die Wirtschaftspartei_schon vor sehr langer 
beit estellt. Wir haben aber von der Regierungskomnission 
eine Antwort bekommen, wonach nachgewiesen wurde, daß tat- 
sächlich nur in ganz ausnahmsweisen Fällen Überforderungen 
an Zinsen bestehen. Ich möchte deshalb bitten, nicht ohne 
nochmalige Kommissionsberatung diesen Antrag anzunehmen. 
Denn, wenn der landesrat das Neterial ee hat, das wir 
bekommen haben, kommt er vielleicht zu der Überzeugung, zu 
der wir damals gekommen sind, daß nur in Binsalfällen die 
Wünsche des Herrn Gärtner berechtigt sind. Dann wird der 
landesrat ein dementsprechendes Ersuchen an die Regierungs- 
kommission bezw. den Mohnunsebaurerband stellen, nämlich 
daß nur diese einzelnen Fälle gemildert werden. Aber in die- 
ser a.lgemeinen Form einer Herabsetzung des Zinsfusses ven 

‚auf 4 2 _% zu verlangen, können wir Aught zustimmen. In 
vielen Fällen liegen die Sätze unter A 2 % und haben diese 
‚eute außerordentlich günstig abgeschnitten. 

‚ ch möchte bitten, den Antrag an die Kommission 

zu verweisen. Wir können uns je nach einer Plenarsitzung, 


darüber schlüssig werden. In der heutigen Form stimmen wir 
dem Antrag nicht zu. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schmelzer! 


Abe. schnel ser (DSV): Meine Herren! Ich stimme der Tendenz des An- 
rages zu. | 
Tas das Verhältnis der Kegierungskommission zum 
Wohnungsbauverbend anlangt, so steht ja fest, daß die Regie- 
rungskommission einen weitgehenden Einfluß auf den Wohnungs- 
bauverband hat, den sie geltend machen kann. Wir haben R 
nichts 
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nichts dagegen, wenn der Antrag an die Kommission verwiesen 
wird. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Heckler! 
Abg. Heckler (KP): Meine Herren! Wir stimmen dem Antrag zu. 
Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Gärtner! 


Abg. Gärtner (2): Meine Herren! Die Verweisung an die Kommission 

es landesrates dürfte sich doch meines Erachtens erübrigen. 
Die Verbandsversammlung des \Wohnungsbauverbandes ist so gut 
besetzt, und es sind tatsächlich docn noch eine ganze Reihe 
von Fragen zu klären, aber ob die Kommission des Landesrates 
die bessere Körperschaft ist, glaube ich nicht, weil ja die 
Verbandsversammlung von Anfang an MaRImeBER SS 12‘ ist, und 
der Antrag sagt auch, daß die Fälle ıindiv uekk geprüft wer- 
den müssen. Ich bin dafür, daß von einer Überweisung an die 
Kommission Abstand genommen wird. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Reinhard! 
Abg. Reinhard (KPO): Wir stimmen dem Antrag zu. 
Vorsitzender; Das Wort hat Herr Abgeordneter Backes ! 
Abg. Backes (Chr.SP): Ich stimme dem Antrag zu. 
Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Decker! 


Abg. Becker (Z): Ich beantrage zunächst, den Antrag zum Antrag des 
landesrates zu erklären. 


Vorsitzender: Wer ist für de Überweisung des Antrages in die Kom- 


mission. ich stelle fest, daß für die Dee eng in die 
Kommission nur M zwei l\ütglieder sind. Somit ist der Antrag 
angenommen. 


Wir kommen zum nächsten Antrag, zum Antrag des Trieri- 


nee Bauernvereins auf Inkraftsetzung des Reichsmilchee-- 
setzes. 


Das Wort hierzu hat der Abgeordnete Gladel! 


Abe. Gladel (2): Meine Herren! Der Anteng ist jeder Stelle zuge- 
gangen. Zur Begründung möchte ich noch folgendes gesagt 
haben. Der Antrag soll in erster Linie bezwecken, daß durch 
eine gesetzliche Hegelung die NMilchproduktion nur in guter 

esundheitsfördernder Quslität in den Handel gebracht werden 

arf. Gesunde Milch ist ein gutes,bekömmliches und billiges 
Nahrungs-und Genußmittel. Für viele Wenschen,besonders Säug- 
linge, Kinder,Kranke, ist einwandfreie Milch durch andere 
Nahrungsmittel nicht zu ersetzen. Im Sinne der Volksernäh- 
rung_ liegt es, wenn der wilchkonsum gehoben wird. Eine ge- 
setzliche hegeiung im NMilchhandel wird sicherlich eine 
Steigerung des Nilchverzehrs bedingen, weil dann das bei 
sehr vielen NMenschen bestehende Gespenst der Unsauberkeit 
und gesunäheitsschädigender Wirkung der nicht genügend be- 
handelten Milch in Wegfall kommt. Im Sinne der gesamten 


Landwirtschaft 
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Landwirtschaft und auch unserer saarländischen Bauern wäre 
ein größerer Milchkonsum nur zu wünschen, denn gerade Milch 
kann in größeren l\lengen produziert werden, was eine bessere 
Rentabilität der Bauernwirtschaft zur Folge hätte. Dazu ist 
das Reichsmilchgesetz im Reich, -das demnächst auch im Saar- 
ebiet in Kraft tritt. Ich möchte heute schon zum Ausdruck 
ringen, daß dieses Gesetz_außer den Interessen der Xörper- 
schaften des Handels, die Interessen der saarländischen 
und der deutschen Landwirtschaft zu wahren hat. Sollten 
vielleicht die in den letzten Wochen zahlreich eingerich- 
teten Milchverkaufsstellen Jie Vorboten des saarländischen 
Milchgesetzes sein ? | 
Dann möchte ich hinweisen auf die Einkommensteuer- 
veranlagung der landwirte. Für 1930 wurde von der Direktion | 
der Verwaltung der direkten und indirexten Steuern den ein- 
zelnen Finanzäntern des Saargebietes Anweisung erteilt,ei- |! 
nen \üttelsatz von 1000 Franken pro ha zur Anwendung zu 
bringen, zu ermäßigen bis auf 800 und zu erhöhen auf 1200 
bei größeren Verhältnissen. Da sich bekanntlich die Mirt- 
schaftslage bei uns. Bavern nicht bessert, sondern ver- 
schlechtert, durch Überschwemmungen, Hegenfälle usw. Aus 
diesen Gründen ist es unverständlich, wie sich die oben- 
genannte Direktion nicht mit den Veranschlagungssätzen 
wie 1929, deren Mittel nur 800 betrug, zufrieden geben 
konnte. Die Einwendun ‚ daß die steuerfreien Öeträge er- 
höht seien, kann nicht stichhaltig sein, denn die Erhöhung 
der sozialen Abzüge gilt doch allgemein. Vielleicht ist 
es möglicn, daß von den. maßgebenden Stellen dieser Be- 
schlyd revidiert wird. Wir Landwirte geben der Direktion 
der Yerwaltung_ der direkten und indirekten Steuern jenen 
wohlgemeinten Rat, daß für die Zukunft die Farole lauten 
muß: Senkung der Ausgaben und nicht Erhöhung der Einnahmen 
durch liohe Steuern. Bei ernstlichem Willen und richtiger 
Handhabung könnte die Ssurregjerung Millicnen von Franken 
an unzeitgemäßen Stellen für Verwaltungskosten sparen, die 
zum größten leil zu einer wirtschaftlich besseren Zeit 
festgelegt wurden, die heute richt gerschtfertigt und un- 
tragbar sind. i 
Daß auch Jie Kommunen auf diese Weise folgen | 
müssen, 1st seibstverständlich. Die de ig np hieraus 
können ja für Arbeitsbeschaffung Verwendung finden. Gele- 
ee ist reichlich vorhanden. Nicht Unterstützung der 
rbeitslosen, Ausgesteuerten, sondern die »chaffung von 
Arbeitsmöglichkeit kann auf die Dauer eine Besserung 
bringen. 


j 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Reinhard! 


Abg. Heinhard_(KPO): Meine Herren! Ich möchte das anerkennen, was 
err Lieser sagt, denn unmöglich können wir dieser Vorlage 
die Zustimmung geben. Damit würden wir der Regierurg Blanko- 
Vollmacht erteilen, einfach Gesetze in Kraft zu setzen. 
Ich kann nur wünschen, daß uns diese Vorlage zugeführt wird. 


Vorsitzender: Das ort hat Herr Abgeoräneter Schmoll! 


Or X ProZ 


Abg.Schmoll(DWP): Meine Herren! Ich stimme dem Antrag zu. 
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Vorsitzender: Damit ist der Antrag in diesem Sinne verabschiedet. 


Ein weiterer Antrag liegt vor betreffend Niedereinführung 
der Erwerbslosenunterstützungssätze, wie sie vor dem 
15.April in Kraft waren. 


Ich glaube ‚ich kann feststellen, dal! alle Par- 
teien damit einverstanden sind. 


Das Wort zu einer Anfrage an den Herrn Staats- 


- 


kommissar erteile ich Aerrn Abgeordneten Reinhard. 


Abg. Reinhard (KPO): Meine Herren! Es dürfte durch die Presse 


bekannt sein, daß in den Letzten Tagen, speziell im 
Warndtgebiet sich die Gegensätze in der Schulfrage er- 
heblich verschärft haben und zwar ist es dort soweit ge- 
kommen, daß in der erößten Gemeinde des NWarndt,in Lud- 
weiler, von der französischen Unternehnerschule der An- 
trag auf Anerkennung und Bewilligung von Milchlieferungen 
eingereicht worden ist. Die große liehrheit von Ludweiler 
hat diesen Antrag mit Recht zurückgewiesen und gesagt, 
daß, wenn der französische Staat solche Schulen errichte, 
laut den Saarstatut, die man_nie anerkennen kann, dann 
soll er auch von dem andern Recht aus dem Friedensvertrag 
ebrauch machen. In $ 14 heißt es nämlich:desgleichen kann 
er auch Krankenhäuser, Apotheken, Arbeitererholungsheime 
und andere Wohifahrtseinrichtungen gründen und unterhal- 
ten. Die ludweiler Gemeindevertretung hat gesagt, wenn 
der französische Staat hier als Unternehmer Unternehmer- 
schulen aufmacht,die_wir nie anerkennen, dann soll er 
auch von dem anäern Necht der Wohlfahrtseinrichtungen 
Gebrauch machen und wenigstens diese Schulen so ein- 
richten, wie die übrigen schulen eingerichtet sind. Das 
ist der Standpunkt aller Farteien mit Ausnahme der offi- 
ziellen kommunistischen Partei und des »Saarbundes. Der 
Saarbund, der in der Vertretung nicht vorhanden ist, hat 
nun auf Grund dieses Beschlusses im Finverständnis mit 
der Kommunistischen Partei bei der Saarregierung Protest 
erhoben und werkwürdigerweise hat nun die Abteilung aes 
Innern, die unter der leitung des Herrn Haimburger steht, 
estern in Ludweiler eine eroße Untersuchung vornehmen 
assen. Es wurde dort ein »chulleiter vernommen, die Kom- 
munistische Fraktion wurde vernommen una der Führer des 
Saarbundes. Wir fragen beim Herım Staatskommissar an,ob 
das aie Nflechtsgrund age ist, die die Hegierungskommission 
gegenüber einer Öffentlichen Körperschaft durchzuführen 
edenkt. Wenn die Regierungskommission glaubt, daß die 
Mehrheit der Ludweiler Arbeiterbevölkerung im Unrecht ist, 
wenn sie die Anträge einer Unternehmerschule zurückweist, 
dann möge sie den ordnungsmäßigen Neg gehen. Wir werden 
Mittel zu finden wissen, uns gegen diese Nethoden der 
Regierungskommission zur Wehr zu setzen. Jedenfalls kann 
es nicht so gehen, wie jetzt durch die Resierungskommis- 
sion versucht wird. Wir wünschen vom Herrn Staatskommis- 
sar Aufklärung darüber, was durch diese Methoden bezweckt 
werden soll. Uns ist zu_Ohren gekommen, daß die Schul- 
leiter, die in anderen Farteien sind wie ich, irgendwie 
gemaßregelt werden sollen. Sollte das der Fall sein,dann 
werden wir uns auch dagegen wenden. Jedenfalls legen wir 
schon heute den schärfsten Protest gegen die Wethoden ein, 
die die Negierungskommission glaubt anwenden zu müssen. 
Wenn ein Beschluß einer öffen lichen Körperschaft gefaßt 
ist, der sich auf das öffentliche Necht stützt, dann hat 


eine 


Ta 
7 


et RT Ua ee TE Fa: 1 ET TRETEN EEE a 
en ne a En v A Pe u! pe ER A In j Erd. ira Tr “ 
KT E Fries \ Be re Seht wr, Kar Ne: Ale 158 ar er nt ER A Er Ta ir, RrA) RT Kr + 
ENT NE Ey Bar ABBAUEN 2 PB EBEN ze Pe he 
. u ıR Pr u rd ‚ - FT A v ‘ ..” 5 re . 1, y —’ > Er 
7 bt sc ) EN EM De eh PER N Pre Fa — 


eg 
iu N v 












es 7 








Or X ProZ 





LE 


140 
"Ur iu 


eine Ne pi erungskommi s8i0n die absolute Pflicht, sich diesen 
Beschluß zu beugen und nicht zu versuchen, Recht mit Unrecht 
zu vertauschen und nicht zu versuchen durch Hintertüren gegen 
diesen rechtmäßigen Beschluß vorzugehen. Wir verlangen Aus- 
kunft von dem Herrn Staatskommissar, damit wir uns gegen die- 
se Methoden zur Wehr setzen können. 


rsitzender: Das Wort hat Herr Staatskommissar Kuchenbecker! 


satskommissar Kuchenbecker: Ich kemne die Vorgänge nicht, die zu 
der Anfrage geführt haben, ich werde mich aber erkundigen. 


rsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Hey! 


g. Hey (KP): Meine Herren! ilir haben ja bereits längere Zeit uns 
mit der Frage der Domanialschulen befaßt, und wir haben ein- 
wandfrei erklärt, daß die Kommunistische Partei auf dem Stand- 
punkt steht: Heraus aus der französischen Unternehmerschule 
und hinein in die deutsche Schule. (Zum Abg. Neinhard gewandt) 
was Du hier antührst, ist nicht mehr und nıcht weniger als 

ersönliche Mehässigkeit. Um was handelt es_ sich denn eigent- 

ich bei der Stellungnahme im Gemeinderat. Die Frage stand 
dort zur Abstimmung :Unentgeltliche lieferung von \Nilch für 
die Kinder der deutschen und französischen Schule. Und ihr 
habt zugestimmt für die Kinder der deutschen Schule und sie 
den Kindern der französischen Schule verweigert. 


(Zuruf des Abg.Reinhard: Das ist doch eine Unternehner- 
schule, das steht im Friedensvertrag) 


In was unterscheiden sich denn praktisch Jie deutsche und 

die französische Schule in der rziehung ? Sie sind nichts 
anderes als eine Erziehung für das kapitalistische »ystem. 
Aber uns gleichzuschmeißen mit dem Saarbund, das ist ein Mt- 
tel, das angewandt wird aus Haß, weil Eure Politik sich heute 
immermehr als Bankrott erweist. 


(Widerspruch des Abgeordneten Reinhard!) 


Aber Philipp, ich will Dich doch nicht blamieren, Du bist ja 
von allen Göttern verlassen. ; 


(Zuruf des Abg.Reinhard: Politische Kinder können 
mich nicht blamieren !) 


Die Stellungnahme der kommunistischen Partei ist einwandfrei, 
und wenn Du nun einer Popanz aus der Sache machen willst, so 
zeigt das den Dankrott Eurer Politik. Wir machen keinen Un- 


terschied, wir legen Gewicht darauf, daß die Kinder in jeder 
Schule Milch bekommen. 


rsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Reinhard! 


9. Reinhard (KPO): Meine Herren! Ich möchte lediglich feststel- 
len, daß es bei meiner Anfrage darauf ankommt, zu untersuchen, 
mit welchen Mitteln die Hegierung nun glaubt gegen einen 
rechtmäßigen Beschluß vorzugehen. Der Herr Staatskommissar 


hat gesagt, -daß er über die Dinge noch nicht informiert ist. 


Wir verlangen aber, daß uns bis zur nächsten Sitzung Auskunft 
gegeben wird. 


as die übrigen Ausführungen des Kommunistischen 
Abgeordneten anbelangt, so kann ich dazu sagen, da wir ja 
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doch in einer Sitzung gezwungen sein werden dazu Stellung 
zu nehmen, und zu untersuchen, in welcher Deziehung die 
ihre en der Kommunistischen Partei in unserem Gebiet den 
Grundsätzen entspricht, die man hier SUTERUS SE sich be- 
müht. Wenn man sich hier auf den Standpunkt stellen will, 
daß in einer Unternehmerschule die Kinder genau so zu be- 
handeln sind wie in den Schulen, die die Gemeinden errich- 
ten, dann bedauere ich die Kommunistische Fraktion, die im 
gleichen Atemzug sagt, sie verlange, heraus aus der fran- 
zösischen Schule. Merkwürdige ist, daß diese Leute, die die- 
sen Standpunkt vertreten, mit dem Führer des Saarbundes _ 
gute Beziehungen haben, und merkwürdig ist ferner, daß ei- 
ner der Hauptmacher dort sagt, er schicke seine Kinder 
freiwillig in die französische Schule. Es bestehen noch 
eine ganze Reihe anderer Tatsachen, die uns beweisen, daß 
man heute von dieser Seite gemeinsam mit dem Saarbund hilft 
die Bergarbeiterkinder in die Schule des Unternehmertums 
hineinzudrücken. Es bedeutet dies praktisch eine Unter- 
stützung dieser schule. Wenn nun Herr Röchling solche 
Schulen aufmachen würde, würdet Ihr (zu den Kommunisten) 

da auch verlangen, daß diese Schulen genau so zu behandeln 


sind wie die Gemeindeschulen? Nun, da heißt es, das ist 
etwas anderes. 





orsitzender: Das Wort& hat Herr Abgeordneter Petri! 


bg. Petri (SP): Meine Herren! Wir beantragen,die Vorlage betr. 
‘ Viehausfuhr in die Kommission zu_verweisen, da wir sie noch 
nicht genügend behandelt haben. Es kommen da noch eine Reihe 


Einzelheiten in Betracht, die in der Kommission beraten 
werden müssen. 


orsitzender: \ienn der Antrag auf Verweisung in die Kommission von 
drei \ütgliedern unterstützt wird, muß dem nach der Geschäfts- 
ordnung stattgegeben werden. 


as llori hierzu hat Herr Abgeordneter Pfordt. 


g. Ffordt (KP): Wir haben uns geeinigt, die Vorla 


e 
ır die Kommission zu verweisen. Mir sind “e 
suchung noch zu Ende. 
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ebenfalls 
unserer Unter- 





rsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Reinhard! 


g. Reinhard_(KPO): Wir sind Begen die Verweisung in die Kommission. 
Wir als Kommunisten lehnen jede Zollpolitik ab. Wir bean- 
tragen Abstimmung und Ablehnung. 


W ProZ 





rsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schmoll! 


g. Schmoll(DWP): Meine Herren! Gegen den sozialdemokratischen An- 
trag auf Verweisung der Vorlage in die Kommission haben wir 
nichts einzuwenden. Ich habe schon in der Kommission eine 
Vertagung bis zur Aufhebung des Verbots seitens der franzö- 


sıschen Regierung beantragt. Ich würde heute mein Gutachten 
nicht abgeben. 


Or 


rsitzender: Ich stelle fest, daß Sie damit einverstanden sind,daß 


die Vorlage in die Kommission verwiesen wird. 


Widerspruch erhebt sich nicht. 


7V 





a 10 


wu 
Da die Tagesordnung erschöpft ist, schließe ich die Sitzung. 
Schluß der Sitzung 11 Uhr 30 Minuten. 
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